
 
 
 

ö f f e n t l i c h e  

 
N i e d e r s c h r i f t   Nr. KuS/001/26 

 
 

über die Sitzung des Ausschusses für Kultur und Soziales der Stadt Emmendingen 
am Donnerstag, dem 22.01.2026 im Sitzungssaal des Rathauses 

 
Beginn:  18:04 Uhr     Ende:   20:06 Uhr 
 

 

Tagesordnung:        Drucksache 

1 Fragen von Einwohnerinnen und Einwohnern  
  
2 Niederschrift über die öffentliche Sitzung des Aus-

schusses für Kultur und Soziales Nr. KuS/006/25 der 
Stadt Emmendingen am 06.11.2025 

 

  
3 Sachstandsbericht Initiative "Wohnraum für Alle" 0513/25 
  

4 Anpassung der Benutzungsordnung für städtische 
Kindertagesstätten - Anlage 2 a, b, d 

0500/25 

  

5 Überarbeitung Investitionskostenrichtlinie für Träger 
von Kindertageseinrichtungen 

0516/25 

  
6 Kindergartenbedarfsplanung - Herausnahme von zwei 

Krippengruppen, Kita am Mühlbach, Fröbel Bildung 

und Erziehung GmbH 

0525/25 

  

7 Bekanntgaben der Verwaltung  
  
8 Fragen von Einwohnerinnen und Einwohnern  

  
9 Anfragen der Ausschussmitglieder an die Verwaltung  

  
 
 

 
 

 
 
 

 
 



Anwesenheit: 

 Der stellv. Vorsitzende 

Herr Joachim Saar  

 Die Stadträte 

Frau Cora Amberge  

Frau Angela Hauser  
Frau Carola Kreis-Euhus  
Herr Dr. Romen Link  

Herr Rainer Lupberger  
Frau Susanne Michiels  

Frau Katja Müller-Bütow  
Frau Hannah Ohmberger  
Frau Rahel Camille Stahmann-Ammour  

Frau Sultan Toka-Güney  
Herr Martin Zahn  

 Die Schriftführerin 

Frau Clara Schirber  

 Die Ortsvorsteher 

Herr Karl Kuhn  
Herr Klaus Nunn Abwesend 

Herr Andreas Pleuler Anwesend bis 20:06 Uhr 
Herr Felix Schöchlin  

 Die Fachbereichsleiter 

Frau Beate Desenzani  

 Die städtischen Fachvertreter 

Frau Doriana Hug  

 Städt. Wohnbau 

Herr Uwe Ehrhardt Anwesend bis 18:40 Uhr 

 
 
 

Abwesend waren: 

 Der Vorsitzende 

Herr Stefan Schlatterer Entschuldigt abwesend 

 Die Stadträte 

Frau Beate Dumm Entschuldigt abwesend, vertreten durch 

Fr. Mertz 

 Die Fachbereichsleiter 

Frau Jacqueline Schoder Entschuldigt abwesend 
 
 

 
Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung und stellt fest, dass die Tagesordnung dem 

Ausschuss für Kultur und Soziales form- und fristgerecht zugegangen und das Gre-
mium beschlussfähig ist. 



 
- TOP 1 - Fragen von Einwohnerinnen und Einwohnern  

 

 
Stellv. Vorsitzender Saar begrüßt die Anwesenden zur Sitzung des Ausschusses für 

Kultur und Soziales und eröffnet die Tagesordnung mit dem Punkt „Fragen von Ein-
wohnerinnen und Einwohnern“. 
 

Frau Rotermund-Kaplan stellt sich vor und richtet ihre Fragen an den Ausschuss. Sie 
thematisiert die unzureichende kinderärztliche Versorgung im Stadtgebiet Emmendin-

gen, da es lediglich zwei praktizierende Kinderarztpraxen gebe. Sie führt aus, dass 
Eltern oft auf andere Landkreise oder die Notfallversorgung in Freiburg ausweichen 
müssten. Sie fragt, ob der Ausschuss oder die Verwaltung mit den Kinderärztinnen in 

Kontakt treten könne, um deren Bedarfe zu ermitteln, und ob der Kreistag kontaktiert 
werden könne, um eine landkreisübergreifende medizinische Versorgungsstruktur für 

Kinder zu schaffen. Abschließend kündigt sie an, in zwei Monaten erneut nachzufra-
gen. 
 

Stellv. Vorsitzender Saar erklärt, dass die Ansiedlung von Ärzten nicht in der Hand 
des Ausschusses liege. Er verweist auf Modelle, bei denen angehende Ärzte durch 

Stipendien gefördert und vertraglich an eine spätere Ansiedlung gebunden werden, 
betont jedoch, dass solche Ansätze selten seien. Weitere Wortmeldungen aus der 
Zuhörerschaft werden erbeten. 

 
Frau Stöcklin stellt sich vor und spricht den Sachstand der Initiative „Wohnraum für 
alle“ an. Sie berichtet, dass in der Weinstockstraße 10 B seit mehreren Jahren 18 So-

zialwohnungen leerstünden, obwohl diese dringend benötigt würden. Sie gibt an, dass 
der Bauherr, Hospital Networks, vertreten durch Ulrich Henschel, möglicherweise öf-

fentliche Gelder für den sozialen Wohnraum erhalten habe, diese Wohnungen jedoch 
nicht fertiggestellt oder dem Markt nicht zur Verfügung gestellt habe. Sie fragt, ob 
Verbände wie die Caritas Möglichkeiten hätten, auf die Situation einzuwirken, und 

fordert Aufklärung über den aktuellen Stand. Stellv. Vorsitzender Saar nimmt die Aus-
führungen zur Kenntnis und erklärt, dass eine detaillierte Antwort aufgrund möglicher 

Eingriffe in Persönlichkeitsrechte nicht gegeben werden könne. 
 
Frau Bardehle stellt sich als Mitarbeitende der Fröbel gGmbH vor und äußert sich zur 

geplanten Streichung von zwei Krippengruppen in der Kindertagesstätte am Mühl-
bach. Sie kritisiert die mangelnde Kommunikation und die plötzliche Entscheidung der 

Stadt, obwohl die Bedarfsplanung Anfang des Jahres 2025 keine sinkenden Gebur-
tenzahlen als Thema gesehen habe. Sie betont, dass die Fröbel gGmbH erst kürzlich 
die Betriebserlaubnis für die betroffenen Gruppen erhalten habe und diese bislang 

nicht belegen konnte. Sie weist darauf hin, dass die Streichung der Gruppen ein wich-
tiges Angebot mit Alleinstellungsmerkmalen, wie kinderrechtszentrierter Pädagogik 

und erweiterten Öffnungszeiten, gefährden würde. Sie fordert eine multiprofessionelle 
Betrachtung des Themas und fragt, ob andere Maßnahmen oder Träger geprüft wor-
den seien.  

 
 

 
 



Stellv. Vorsitzender Saar verweist darauf, dass das Thema im weiteren Verlauf der 
Sitzung behandelt werde und sich möglicherweise Antworten aus der Diskussion oder 
der Stellungnahme der Verwaltung ergeben könnten. Er weist darauf hin, dass bei 

offenen Fragen ein Widerspruch eingelegt werden könne. 
 

Stellv. Vorsitzender Saar schließt die Fragerunde und leitet zur weiteren Tagesord-
nung über. 
 

 



 

- TOP 2 - Niederschrift über die öffentliche Sitzung des 
Ausschusses für Kultur und Soziales Nr. 

KuS/006/25 der Stadt Emmendingen am 
06.11.2025 

 

 
 
Gegen die Niederschrift über die öffentliche Sitzung des Ausschusses für Kultur und 

Soziales Nr. KuS/006/25 der Stadt Emmendingen am 06.11.2025 werden keine Ein-
wendungen erhoben, infolgedessen gilt sie als genehmigt. 

 
 



 

- TOP 3 - Sachstandsbericht Initiative "Wohnraum für Al-
le" 

0513/25 

 
 

Stellv. Vorsitzender Saar begrüßt die Anwesenden und leitet über zu Frau Cecilia 
Jörger, Geschäftsführerin des Diakonischen Werks im Kirchenbezirk Emmendingen, 
die das Projekt „Wohnraum für alle“ vorstellt.  

 
Frau Jörger erläutert, dass das Projekt seit September 2017 besteht und vom Diako-

nischen Werk koordiniert wird, wobei Herrn Carsten Bieberle als Koordinator fungiere. 
Sie betont, dass Wohnen ein Menschenrecht sei und verweist auf die angespannte 
Wohnraumsituation in Baden-Württemberg. Laut Frau Jörger bestehe eine Wohnbau-

lücke von etwa 190.000 Wohnungen, und in 41 von 44 Stadt- und Landkreisen herr-
sche Wohnraummangel. Sie führt aus, dass Mieterinnen und Mieter in Baden-

Württemberg durchschnittlich 30 bis 40 Prozent ihres Nettoeinkommens für Kaltmie-
ten aufwenden müssten, bei Haushalten mit niedrigem Einkommen liege dieser Anteil 
oft bei über 50 Prozent. 

 
Frau Jörger berichtet, dass der Bestand an Sozialwohnungen in Baden-Württemberg 

rückläufig sei. Im Jahr 2002 habe es noch 137.000 preisgebundene Wohnungen ge-
geben, während es 2023 nur noch rund 53.600 seien. Sie hebt hervor, dass der 
Landkreis Emmendingen eine besonders angespannte Wohnraumsituation aufweise. 

Vorurteile gegenüber bestimmten Personengruppen erschwerten zusätzlich die Woh-
nungssuche. Die Beratungsdienste der Wohlfahrtsverbände stießen zunehmend an 

ihre Grenzen, da die Einkommen vieler Wohnungssuchender zu gering seien, um 
marktübliche Preise zu zahlen. Frau Jörger betont, dass bezahlbarer Wohnraum für 
alle zugänglich gemacht werden müsse und dass Maßnahmen wie die Mietpreis-

bremse sowie die Umwandlung leerstehender Gebäude in sozialen Wohnraum not-
wendig seien. 

 
Frau Jörger erläutert, dass das Projekt „Wohnraum für alle“ in Zusammenarbeit mit 
verschiedenen Partnern wie der Caritas, der AWO, dem Paritätischen Wohlfahrtsver-

band, dem Deutschen Roten Kreuz und der Zentralen Wohlfahrtsstelle der jüdischen 
Gemeinde entstanden sei. Ziel sei es, ein Netzwerk aufzubauen, um leerstehenden 

Wohnraum zu identifizieren und an benachteiligte Personengruppen zu vermitteln. Sie 
beschreibt, dass das Diakonische Werk als Träger Mietverträge abschließe und diese 
Wohnungen dann untervermiete, um Vermieterinnen und Vermietern Sicherheit zu 

bieten. Zudem übernehme das Diakonische Werk in einigen Fällen Mietbürgschaften 
und begleite Mietverhältnisse professionell und ehrenamtlich. 

 
Frau Jörger nennt als Hauptzielgruppen des Projekts sozial benachteiligte Menschen, 
Geflüchtete, Familien mit vielen Kindern, Alleinerziehende, Seniorinnen und Senioren 

sowie Menschen mit Handicap. Sie berichtet, dass seit 2017 insgesamt 260 Parteien 
erfolgreich unterstützt worden seien. Im Jahr 2024/2025 habe es 76 Neuaufnahmen 

gegeben. Derzeit seien neun Wohnungen und Häuser durch das Diakonische Werk 
angemietet, und es bestünden 16 zeitlich befristete Mietausfallbürgschaften. Frau 
Jörger hebt hervor, dass das Projekt auch Vermieterinnen und Vermieter berate, um 

sie zu ermutigen, leerstehenden Wohnraum zur Verfügung zu stellen. 
 

 



FBLin Desenzani ergänzt, dass die Stadt Emmendingen das Projekt seit 2020 finan-
ziell unterstütze. Anfangs habe der Zuschuss 7.500 Euro jährlich betragen, seit 2023 
seien es 10.000 Euro pro Jahr. Der Stadtrat habe diese Förderung bis 2028 bestätigt. 

 
SR. M. Zahn fragt, ob die 540-Euro-Kraft des Projekts ausgelastet sei und ob zusätz-

licher Bedarf bestehe. Frau Jörger bestätigt, dass mehr Kapazitäten wünschenswert 
wären, da der Bedarf an Beratung und Unterstützung hoch sei. SR M. Zahn spricht 
zudem das leerstehende evangelische Pfarrhaus am Schlossplatz an und kritisiert, 

dass die Kirche dieses nicht nutze. Frau Jörger erklärt, dass das Gebäude derzeit 
nicht bewohnbar sei, sie die Anregung jedoch weitergeben werde. 

 
FBLin Desenzani betont abschließend, dass die Presse über das Projekt berichten 
solle, um potenzielle Vermieterinnen und Vermieter zu erreichen und deren Sorgen zu 

mindern. Frau Jörger ergänzt, dass in den letzten Jahren nur in zwei Fällen Mietaus-
fälle eingetreten seien, was die Sicherheit des Projekts unterstreiche.  

 
Stellv. Vorsitzender Saar bedankt sich für die Informationen und wünscht dem Projekt 
weiterhin Erfolg. 
 
Information: 

Der Kultur- und Sozialausschuss wird von der neuen Geschäftsführerin Frau C. Jör-
ger über die Tätigkeit des Diakonischen Werkes im Projekt „Wohnraum für Alle“ in-
formiert. 

 
Kenntnis genommen 

 

 



 

- TOP 4 - Anpassung der Benutzungsordnung für städti-
sche Kindertagesstätten - Anlage 2 a, b, d 

0500/25 

 
 

FBLin Desenzani erläutert, dass es bei der Anpassung der Benutzungsordnung für 
städtische Kindertagesstätten vorrangig um Änderungen im Bereich des Gesund-
heitsschutzes gehe. Sie betont, dass die Richtlinien Teil des Ortsrechts seien und 

Änderungen daher zunächst im zuständigen Ausschuss vorbereitet und anschließend 
im Stadtrat beschlossen werden müssten. Die aktuellen Änderungen beträfen vor al-

lem die Anlagen zur Benutzungsordnung, insbesondere die ärztliche Untersuchung 
und Impfberatung vor dem Kita-Start (Anlage 2a) sowie die Bestätigung der Kinderta-
geseinrichtung über den Nachweis der Masernschutzimpfung (Anlage 2b). Desenzani 

stellt klar, dass es sich um redaktionelle Anpassungen handele, die aufgrund gesetz-
licher Vorgaben notwendig seien. 

 
Stellv. Vorsitzender Saar bedankt sich für die Ausführungen und fragt, ob es weitere 
Fragen zu den Änderungen gebe. Er bezeichnet die Anpassungen als redaktionelle 

Maßnahmen, die der Klarheit in der Benutzungsordnung dienten. 
 

SRin Toka-Güney bringt die Problematik der organisatorischen Unterstützung für El-
tern bei der Erfüllung der Nachweispflichten zur Sprache. Sie schlägt vor, in Abstim-
mung mit dem Gesundheitsamt oder niedergelassenen Ärzten feste Zeitfenster für 

ärztliche Untersuchungen und Impfberatungen einzurichten, um Eltern und Arztpra-
xen zu entlasten. FBLin Desenzani zeigt Verständnis für das Anliegen, sieht jedoch 

die Zuständigkeit nicht bei der Stadt. Sie erklärt, dass die Stadt als Träger der Kinder-
tagesstätten verpflichtet sei, die Nachweise zum Schutz der anderen Kinder einzufor-
dern. Sie sichert zu, das Anliegen in ihrer Abteilung zu besprechen, weist jedoch da-

rauf hin, dass sie aktuell keine Lösung anbieten könne. 
 

SRin Michiels regt an, Rücksprache mit dem Landratsamt und der Kassenärztlichen 
Vereinigung zu halten, da die Impfung ein Grundrecht eines Kindes sei. Sie fordert, im 
nächsten Ausschuss über mögliche Rückmeldungen und Lösungsansätze zu berich-

ten.  
 

SRin Stahmann-Ammour verweist auf bestehende Systeme zur Terminvermittlung bei 
Fachärzten und schlägt vor, ähnliche Ansätze für Kinderärzte zu prüfen. FBLin De-
senzani differenziert zwischen der Grundimmunisierung und Facharztterminen und 

betont, dass die Nachweise gemäß den gesetzlichen Vorgaben erforderlich seien. 
 

SR Dr. Link äußert Zweifel, ob die Terminvermittlungssysteme auch Kinderärzte um-
fassen, und fragt, ob es einfachere Methoden zur Erbringung der Nachweise gebe, 
beispielsweise durch Vorlage des Impfpasses. FBLin Desenzani erklärt, dass die ge-

setzlichen Vorgaben eine ärztliche Bescheinigung über die Impfberatung und die er-
folgte Untersuchung vorschreiben. Sie verweist auf die rechtlichen Grundlagen im 

Kindertagesbetreuungsgesetz und Infektionsschutzgesetz, die diese Nachweise 
zwingend erforderlich machen. 
 

 
 

 



Frau Hug ergänzt, dass der Impfausweis als Nachweis ausreichend sei, sofern die 
Impfung erfolgt sei. Stellv. Vorsitzender Saar stellt klar, dass ein Nachweis in jedem 
Fall erforderlich sei, und betont die Notwendigkeit, die gesetzlichen Vorgaben zu er-

füllen. FBLin Desenzani weist darauf hin, dass die Problematik vor allem bei zugezo-
genen Kindern bestehe, da diese oft keinen Kinderarzttermin erhielten und somit kei-

ne Nachweise vorlegen könnten. 
 
SRin Toka-Güney schildert konkrete Fälle, in denen Familien aufgrund fehlender 

Nachweise keinen Kita-Platz erhalten hätten. Sie fordert eine Lösung, um die Situati-
on für betroffene Familien zu verbessern. Desenzani erklärt, dass ohne die erforderli-

chen Nachweise eine Aufnahme in die Kita nicht möglich sei, da der Schutz der ande-
ren Kinder gewährleistet werden müsse. Stellv. Vorsitzender Saar und OV Pleuler 
verweisen auf die Möglichkeit, Unterstützung durch Krankenkassen oder die Service-

line 116117 in Anspruch zu nehmen. 
 

Abschließend wird der Tagesordnungspunkt zur Abstimmung gebracht. Mit 11 Ja-
Stimmen und einer Enthaltung wird die Änderung der Benutzungsordnung beschlos-
sen. 
 
Beschluss: 

Die Satzung zur Änderung der Benutzungsordnung für städtische Kitas wird be-
schlossen. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 

SB Ja Nein Eh 

12 11 0 1 

 
Ungeändert beschlossen 

 

 
 

 



 

- TOP 5 - Überarbeitung Investitionskostenrichtlinie für 
Träger von Kindertageseinrichtungen 

0516/25 

 
 

Stellv. Vorsitzender Saar leitet den Tagesordnungspunkt 5 ein und verweist darauf, 
dass es um die Änderung und Überarbeitung der Investitionskostenrichtlinie für Trä-
ger von Kindertageseinrichtungen gehe. Er übergibt das Wort an FBLin Desenzani. 

 
FBLin Desenzani erläutert, dass die derzeit gültige Investitionskostenrichtlinie aus 

dem Oktober 2013 stamme und im Zuge der neuen Verträge mit den Kindergarten-
trägern, die ab dem 1. Januar 2026 gelten, überarbeitet worden sei. Sie führt aus, 
dass Teile der bisherigen Verträge in Anlagen und Anhänge überführt worden seien 

und die Richtlinie entsprechend angepasst wurde. Dabei seien auch die Grenzwerte, 
die zwischen dem investiven und dem Ergebnishaushalt unterschieden, aktualisiert 

worden. Zudem seien redaktionelle Anpassungen vorgenommen worden, da sich die 
Bezeichnungen im Vertrag geändert hätten. 
 

FBLin Desenzani hebt hervor, dass aus Erfahrungen der Vergangenheit erläuternde 
Texte in die Richtlinie aufgenommen worden seien, um den Trägern klarer darzustel-

len, welche Investitionen notwendig seien, welche Sanierungen darunterfielen und 
welche Kosten mit der Stadt abgerechnet werden könnten. Sie betont, dass die 
grundsätzliche Regelung, wonach die Stadt 75 % der Investitionskosten der Träger 

bezuschusse, unverändert bleibe. Die Änderungen beträfen ausschließlich redaktio-
nelle Anpassungen, die Aktualisierung von Grenzwerten sowie die Ergänzung erläu-

ternder Beispiele. FBLin Desenzani weist darauf hin, dass die Investitionskostenricht-
linie Teil des Ortsrechts sei und daher, wie zuvor beim Thema Impfschutz, eine Vor-
beratung erforderlich sei. Die endgültige Entscheidung werde dem Stadtrat zur Be-

schlussfassung vorgelegt. Sie verweist auf die von Frau Stählin beigefügte neue 
Richtlinie, in der die Änderungen detailliert erläutert worden seien. Sie bietet an, für 

Rückfragen zur Verfügung zu stehen. 
 
Stellv. Vorsitzender Saar fragt, ob den Anwesenden bei der Durchsicht der Unterla-

gen Fragen oder Anmerkungen zu den Änderungen aufgefallen seien. Da dies nicht 
der Fall ist, schlägt er vor, den Beschlussvorschlag zur Abstimmung zu bringen. 

Stellv. Vorsitzender Saar bedankt sich und leitet zum nächsten Tagesordnungspunkt 
über. 
 

Beschluss: 

Der Stadtrat beschließt die Richtlinie der Stadt Emmendingen zur Förderung von In-

vestitionen in Kindertageseinrichtungen.  
 
Abstimmungsergebnis: 

 

SB Ja Nein Eh 

12 12 0 0 

  
Ungeändert beschlossen 

 

 
 



 

- TOP 6 - Kindergartenbedarfsplanung - Herausnahme 
von zwei Krippengruppen, Kita am Mühlbach, 

Fröbel Bildung und Erziehung GmbH 

0525/25 

 

 
FBLin Desenzani erläutert, dass die Stadt Emmendingen im Rahmen der Kindergar-
tenbedarfsplanung die Herausnahme von zwei Krippengruppen der Kita am Mühl-

bach, betrieben durch die Fröbel Bildungs- und Erziehungs GmbH, aus der Bedarfs-
planung vorschlägt. Sie führt aus, dass die Nachfrage nach Krippenplätzen in den 

letzten Jahren deutlich zurückgegangen sei, was nicht nur in Emmendingen, sondern 
auch landesweit zu beobachten sei. Gründe hierfür könnten unter anderem veränder-
te Arbeitsbedingungen, finanzielle Überlegungen der Eltern sowie die Möglichkeit der 

mobilen Arbeit sein. Die Bedarfsplanung der Stadt Emmendingen sehe vor, dass 
Krippengruppen am Stichtag 1. Mai zu mindestens 70 % ausgelastet sein müssten, 

um in der Bedarfsplanung verbleiben zu können. Die Kita am Mühlbach habe jedoch 
im Jahr 2024 nur eine Auslastung von 62 % erreicht, was eine Herausnahme aus der 
Bedarfsplanung rechtfertige. 

 
FBLin Desenzani berichtet, dass Fröbel im Jahr 2022 die Einrichtung von Concept 

Matanel übernommen habe, als die Auslastung noch bei 90 % lag. Im Jahr 2024 sei 
diese jedoch auf 62 % gesunken, und aktuell seien von 40 verfügbaren Plätzen nur 
15 belegt. Fröbel habe bereits Maßnahmen ergriffen, wie die Umwandlung einer regu-

lären Gruppe in eine Kleingruppe, jedoch habe dies nicht die gewünschte Wirkung 
gezeigt. Aufgrund der Zweckbindung der Fördermittel des Regierungspräsidiums sei 

es zudem nicht möglich, die Gruppenstruktur flexibel zu ändern. FBLin Desenzani 
betont, dass die Stadt Emmendingen bereits Maßnahmen ergriffen habe, um die Ge-
samtauslastung zu verbessern, wie die Schließung einer Krippengruppe in einer an-

deren Einrichtung und die Umwandlung einer weiteren Gruppe in eine gemischte 
Gruppe. 

 
Stellv. Vorsitzender Saar weist darauf hin, dass der Beschluss zur Herausnahme der 
Gruppen aus der Bedarfsplanung notwendig sei, um die finanziellen Mittel der Stadt 

effizient einzusetzen. Er betont, dass die Stadt bei einer veränderten Sachlage bereit 
sei, die Gruppen wieder in die Bedarfsplanung aufzunehmen. Zudem bestehe für 

Fröbel die Möglichkeit, gegen den Beschluss zu klagen, was aufschiebende Wirkung 
hätte. 
 

SRin Amberge regt an, zu prüfen, ob eine Umwandlung der Krippengruppen in Kin-
dergartengruppen möglich sei, um den Bedarf an Ü3-Plätzen zu decken. Desenzani 

erklärt, dass dies aufgrund der Zweckbindung der Fördermittel nur in Abstimmung mit 
dem Regierungspräsidium möglich sei. Stellv. Vorsitzender Saar ergänzt, dass dies 
eine Frage der Kommunikation mit der zuständigen Stelle sei. 

 
SRin Michiels äußert Bedenken hinsichtlich der kurzfristigen Entscheidungsfindung 

und beantragt, die Entscheidung zu vertagen, bis alle Unterlagen vorliegen und Ge-
spräche geführt wurden. Sie schlägt vor, stadtintern zu prüfen, ob eine Umwandlung 
von U3- in Ü3-Gruppen möglich sei, um den Bedarf besser zu decken. Stellv. Vorsit-

zender Saar betont, dass die Stadt seit April 2025 Gespräche mit Fröbel führe und 
bereits Maßnahmen ergriffen habe, um die Gesamtauslastung zu verbessern. 

 



SR Dr. Link stellt die Frage, ob Gründe für den Rückgang der Auslastung bei Fröbel 
bekannt seien, und regt an, bei einer möglichen späteren Erhöhung der Nachfrage 
nur eine Gruppe aus der Bedarfsplanung zu nehmen. FBLin Desenzani erklärt, dass 

die Gründe nicht abschließend geklärt seien, und betont, dass die Stadt flexibel auf 
eine veränderte Nachfrage reagieren könne. Sie erläutert, dass die pädagogischen 

Angebote der Gruppen einheitlich seien und Fröbel bereits Maßnahmen wie die Ein-
führung von VÖ-Gruppen ergriffen habe, um die Nachfrage zu steigern. 
 

SRin Ohmberger fragt, warum zwei Gruppen geschlossen werden sollen und ob eine 
Schließung in einer anderen Einrichtung geprüft wurde. FBLin Desenzani erklärt, dass 

andere Einrichtungen keine vergleichbare Unterdeckung aufweisen und die Stadt be-
reits Maßnahmen zur Verknappung des Angebots ergriffen habe, um die Auslastung 
zu verbessern. 

 
SRin Hauser kritisiert die kurzfristige Bereitstellung der Unterlagen und äußert Unver-

ständnis darüber, dass Fröbel nicht an der Kuratoriumssitzung teilgenommen habe. 
FBLin Desenzani bestätigt, dass Fröbel über die Sitzung informiert worden sei und 
das Protokoll erhalten habe. Sie erläutert zudem die finanzielle Situation und die Ver-

pflichtung der Stadt, FAG-Mittel an Fröbel weiterzuleiten, auch wenn die Gruppen aus 
der Bedarfsplanung herausgenommen werden. 

 
SRin Toka-Güney betont die Bedeutung bezahlbarer Krippenplätze für die Erwerbstä-
tigkeit von Frauen und äußert Bedenken hinsichtlich der Auswirkungen der Schlie-

ßung auf die betroffenen Familien. FBLin Desenzani erklärt, dass die 15 Kinder, die 
derzeit in der Einrichtung betreut werden, bei einer Schließung in anderen Einrichtun-
gen untergebracht werden könnten, wobei jedoch die langen Betreuungszeiten von 

Fröbel nicht vollständig abgedeckt werden könnten. 
 

SR M. Zahn fragt nach dem Verfahren zur Wiederaufnahme in die Bedarfsplanung. 
FBLin Desenzani erläutert, dass das Kuratorium in der Regel zweimal jährlich tagt, 
bei Bedarf jedoch auch kurzfristig eine Entscheidung getroffen werden könne. Stellv. 

Vorsitzender Saar betont, dass die Stadt flexibel auf Veränderungen reagieren werde. 
 

SR Dr. Link stellt einen Änderungsantrag, der vorsieht, dass bei einer Auslastung von 
mehr als 21 Plätzen bis zum 1. März 2026 nur eine Gruppe aus der Bedarfsplanung 
herausgenommen wird. Stellv. Vorsitzender Saar lässt über den Antrag abstimmen, 

der angenommen wird. 
 

Beschluss: 

Der Stadtrat stimmt der Herausnahme von zwei U3-Gruppen des Trägers Fröbel Bil-
dung und Erziehung gGmbH aus der Bedarfsplanung zum 01.03.2026 zu. 

 
SR Dr. Link stellt nach § 19 der Geschäftsordnung einen Änderungsantrag zum 

Beschlussvorschlag wie folgt: 
 

Wenn zum 01.03.2026 für den Lauf des gesamten Jahres 2026 mehr als 21 Anmel-

dungen vorliegen, wird lediglich eine von zwei U3-Gruppen aus der Bedarfsplanung 
herausgenommen. 

 
 



 
Abstimmungsergebnis 
Änderungsantrag: 

 

SB Ja Nein Eh 

12 12 0 0 

 
Änderungsantrag angenommen 
Geändert beschlossen 

 

 



 

- TOP 7 - Bekanntgaben der Verwaltung  

 

 
Der stellvertretende Vorsitzende Saar gibt bekannt: 

 
Bekanntgabe einer Vergabeentscheidung zur Kenntnis: 
 

Die Stadt Emmendingen, 2.3. EDV vergibt die Lieferleistung „Medientechnik Stein-
halle“ dem wirtschaftlichsten von 1 Anbieter 

 
Firma 
B&HP Weißhaar GmbH 

Freiburger Straße 9/1 
79312 Emmendingen 

 
Zum Angebotspreis von 73.759,50 € brutto. 

 

Stellv. Vorsitzender Saar berichtet außerdem über Veränderungen bei den Schullei-
tungen an städtischen Schulen. Das Staatliche Schulamt habe der Stadt Emmendin-

gen mitgeteilt, dass Herr Christoph Schultheiß zum neuen Schulleiter der Markgrafen 
Grund- und Realschule bestellt worden sei.  
Herr Schultheiß sei zuletzt als Konrektor an der Gemeinschaftsschule Weil am Rhein 

tätig gewesen und werde zum 1. Februar 2026 die Nachfolge von Herrn Degelmann 
antreten, der zum Ende des Schuljahres 2024/2025 in den Ruhestand verabschiedet 

worden sei. Bis dahin werde die Schule weiterhin kommissarisch von Herrn Schmör-
rer, dem Konrektor der Schule, geleitet. 
 

 



 

- TOP 8 - Fragen von Einwohnerinnen und Einwohnern  

 

 
Frau Bardehle bedankt sich für den Austausch und thematisiert die Belegung von 

Kindertagesstätten. Sie erläutert, dass die Stadt Emmendingen festgelegt habe, dass 
Verträge für Kita-Plätze erst sechs Monate vor Beginn des neuen Kindergartenjahres 
abgeschlossen werden könnten, außer bei Zwischenanmeldungen. Sie führt aus, 

dass die Belegungszahlen auf den Stichtag 1. September bezogen seien, da zu die-
sem Zeitpunkt Kindergartenkinder in die Schule wechselten und somit Plätze frei wür-

den. Frau Bardehle betont, dass die aktuellen Zahlen nicht den tatsächlichen Bedarf 
widerspiegelten, sondern die Belegung zum neuen Kindergartenjahr abbildeten. Sie 
weist darauf hin, dass diese Zahlen in der Software „Little Bird“ einsehbar seien. 

Frau Bardehle erklärt, dass ihr Träger, ein deutschlandweit agierendes Unternehmen, 
mit personellen Herausforderungen konfrontiert sei, da bei kurzfristigen Ausfällen 

nicht immer schnell Ersatz organisiert werden könne. Sie kritisiert, dass die Stadt 
Emmendingen im März des Vorjahres noch mitgeteilt habe, es gebe keine Besorgnis 
hinsichtlich der Auslastung von Krippenplätzen, während sich die Situation im Som-

mer geändert habe. Ihr Träger habe daraufhin Maßnahmen ergriffen, wie die Senkung 
von Elternbeiträgen und die Anpassung der Betreuungszeiten, was wirtschaftliche 

Folgen nach sich gezogen habe.  
Frau Bardehle äußert Bedenken hinsichtlich der geplanten Schließung einer Gruppe 
zum 1. März, da dies den Abbau von Arbeitsplätzen und die Entlassung von Mitarbei-

tenden bedeuten würde. Sie kritisiert zudem die Ablehnung von Gesprächen durch 
die Stadt, die sich mit der Zweckbindung und der Umwandlung von Plätzen hätten 

befassen sollen. Abschließend bemängelt sie das fehlende Verständnis und die man-
gelnde Transparenz seitens der Stadt in Bezug auf die Funktionsweise der Kita-
Belegung. 

 
Stellv. Vorsitzender Saar bedankt sich für die Ausführungen und schlägt vor, dass die 

offenen Punkte, insbesondere der Dissens bei den Zahlen, bilateral geklärt werden 
sollten. Weitere Wortmeldungen zu diesem Thema erfolgen nicht. 
 

 



 

- TOP 9 - Anfragen der Ausschussmitglieder an die Ver-
waltung 

 

 
 

Stellv. Vorsitzender Saar leitet den Tagesordnungspunkt ein und erteilt SRin Amberge 
das Wort.  
 

SRin Amberge fragt, ob es möglich sei, den Vorschlag von Dr. Link, der ursprünglich 
für den 1.03. vorgesehen war, auf den 1.09. zu verschieben, um den Unternehmen 

mehr Flexibilität zu ermöglichen.  
Stellv. Vorsitzender Saar bestätigt, dass dies möglich sei. FBLin Desenzani ergänzt, 
dass Krippenplätze nicht an feste Termine wie den 1. September gebunden seien, da 

Kinder im Laufe des Jahres geboren würden und der Anspruch auf einen Krippenplatz 
ab dem ersten Geburtstag bestehe. Sie betont, dass freie Kapazitäten in Einrichtun-

gen auch unterjährig genutzt werden könnten. Stellv. Vorsitzender Saar stimmt zu 
und verweist auf die Trägervielfalt, die durch Angebote wie die von Fröbel bereichert 
werde. 

 
SRin Toka-Güney erkundigt sich, warum es in Emmendingen keinen Mietspiegel ge-

be und ob eine Einführung geplant sei. Sie bittet um eine schriftliche Antwort per E-
Mail. Frau Schirber schlägt vor, die Anfrage als Stadtratsanfrage aufzunehmen. Stellv. 
Vorsitzender Saar erläutert, dass die Diskussion um einen Mietspiegel bereits mehr-

fach geführt worden sei und es seinerzeit gute Gründe gegeben habe, keinen Miet-
spiegel einzuführen. Er versichert, dass die Frage aufgenommen und beantwortet 

werde. 
 
SR Dr. Link stellt zu TOP 6 klar, dass die Belegung bis zum 1. März erfolgen müsse, 

um die Zahl im Laufe des Jahres 2026 zu überschreiten, und dass auch spätere Ter-
mine wie der 1. November in Ordnung seien.  

Anschließend fragt er nach dem Zustand der Goethe-Halle und ob sich die in einem 
Schreiben geäußerten Bedenken bestätigt hätten. Stellv. Vorsitzender Saar erklärt, 
dass das Schreiben im Zuge des Neujahrsempfangs thematisiert worden sei und der 

Fragesteller an die Stadt verwiesen wurde. Das Schreiben sei inzwischen per E-Mail 
eingegangen, jedoch noch nicht im Fachbereich bearbeitet worden. Stellv. Vorsitzen-

der Saar schlägt vor, die Fraktionsvorsitzenden über den Inhalt des Schreibens zu 
informieren. 
 

Stellv. Vorsitzender Saar bedankt sich abschließend für die konstruktive Diskussion 
und schließt die Sitzung mit dem Hinweis auf eine anschließende nicht öffentliche 

Sitzung. 
 
 



 

 
 

 
Der Vorsitzende schließt die öffentliche Sitzung um 20:06 Uhr. 

 
 
 

 
Schriftführerin:      Der Vorsitzende: 

 
 
 

_________________________    ___________________________ 
Datum             Clara Schirber Datum                  

 
       
         Die Mitglieder: 

 
 

    
         ___________________________ 
         Datum                        Unterschrift 

 
 

 
         ___________________________ 
         Datum                        Unterschrift 
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